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171. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Überwachung
bedingt verurteilter oder bedingt entlassener Personen

172. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übermittlung
von Anträgen auf Verfahrenshilfe

173. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und
die Wiederherstellung des Sorgerechts

174. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über das grenzüber-
schreitende Fernsehen

175. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Übereinkommen über die Über-
stellung verurteilter Personen

171. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Überwachung bedingt verurteilter oder bedingt entlassener
Personen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Albanien am 17. Mai 2001 seine Ratifi-
kationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Überwachung bedingt verurteilter oder
bedingt entlassener Personen (BGBl. Nr. 248/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III
Nr. 111/2001) hinterlegt.

Schüssel

172. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übermittlung von Anträgen auf Verfahrenshilfe

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Europäischen Übereinkommen über die Übermittlung von Anträgen auf Ver-
fahrenshilfe (BGBl. Nr. 190/1982, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl. III Nr. 14/2001)
hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Albanien 17. Mai 2001
Lettland 30. Mai 2001

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Lettland nach Art. 2 des Übereinkommens
als Übermittlungsstelle und zentrale Empfangsstelle bestimmt:
Ministry of Justice
Brivibas blvd. 36
Riga, LV-1536
Latvia

Schüssel

173. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das
Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Estland am 17. Mai 2001 seine Ratifi-
kationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von
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Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts (BGBl.
Nr. 321/1985, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 161/2001) hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Estland nachstehenden Vorbehalt erklärt
bzw. Erklärung abgegeben:

Gemäß Art. 6 Abs. 3 schließt Estland die Anwendung der Bestimmungen des Art. 6 Abs. 1 teilweise
aus und nimmt Mitteilungen an, die in Englisch abgefasst sind oder denen eine Übersetzung ins Englische
angeschlossen ist.

Gemäß Art. 2 Abs. 1 bestimmt Estland das „Ministry of Justice“ als zentrale Behörde.

Schüssel

174. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Europäischen Übereinkommen über das grenzüberschreitende Fernsehen (BGBl. III
Nr. 164/1998) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Bulgarien 3. März 1999
Estland 24. Jänner 2000
Liechtenstein 12. Juli 1999
Litauen 27. September 2000
Slowenien 29. Juli 1999

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde haben nachstehende Staaten Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Liechtenstein
Vorbehalt:

Liechtenstein behält sich das Recht vor, die Weiterverbreitung von Programmen, die Werbung für
alkoholische Getränke nach Maßgabe des Art. 15 Abs. 2 enthalten, auf seinem Hoheitsgebiet zu
beschränken, soweit diese Weiterverbreitung seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften nicht entspricht.

Erklärung:
Liechtenstein erklärt, dass es im Einklang mit Art. 26 Abs. 2 des Übereinkommens die Anwendung

des im Anhang zu dem Übereinkommen vorgesehenen Schiedsverfahren von Rechts wegen ohne
besondere Übereinkunft gegenüber jeder anderen Vertragspartei, welche dieselbe Verpflichtung
übernimmt, als obligatorisch anerkennt.

Slowenien
Vorbehalt:

Slowenien behält sich das Recht vor, die Weiterverbreitung von Programmen, die Werbung für
alkoholische Getränke nach Maßgabe des Art. 15 Abs. 2 enthalten, auf seinem Hoheitsgebiet zu
beschränken.

Schüssel

175. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatz-
protokolls zum Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen
(BGBl. III Nr. 26/2001, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 110/2001) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Ungarn 4. Mai 2001
Zypern 1. Juni 2001

Schüssel


